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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, die Herausgabe der Kundendossiers an
die USA im Fall UBS sei rechtswidrig gewesen, warf noch einmal hohe Wellen. Als
stossend wurde empfunden, dass das Bundesverwaltungsgericht als erstes mit dem Fall
befasstes Gremium im Amtshilfeentscheid im Fall UBS Letztentscheidungsbefugnis und
das Parlament so zu Gesetzesanpassungen gezwungen hatte. Eine Motion Janiak (sp, BL)
wollte sich diesem Problem annehmen. Der Vorstoss sah vor, dass in wichtigen Fällen
das Bundesgericht auch im Bereich des öffentlichen Rechts als Zweitinstanz anrufbar
sein solle. Unterstützt vom Bundesrat, nahm der Ständerat die Motion an. Auf Antrag
seiner Rechtskommission lehnte der Nationalrat den Vorstoss jedoch ab und zwar mit
der Begründung, dass zuerst die Evaluation des Bundesgerichtsgesetzes abgewartet
werden soll. Zudem wurde befürchtet, dass das bereits stark überlastete Bundesgericht
durch weitergezogene öffentlich-rechtliche Fälle noch stärker in Beschlag genommen
würde. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Änderung des
Strafbehördenorganisationsgesetzes (StBOG) soll eine Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermöglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsächlich) und nicht nur rechtlich überprüft werden
können. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizepräsidien für alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingeführt – eine Forderung, die auf eine 2012 überwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurückging. Die zweite Vorlage umfasste
Änderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Räte und
insbesondere dem Vorschlag der Präsidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
ständerätlichen Debatte hob Bundesrätin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprüngliche Entwurf
sowie die für die Gesetzesänderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2016
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In der Herbstsession 2018 diskutierte der Ständerat über drei Vorstösse, die im
Nachgang des Bundesgerichtsentscheids, der die Unterstellung der Radio- und
Fernsehgebühren unter die Mehrwertsteuer als unzulässig eingestuft hatte, eingereicht
worden waren und die allesamt die Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen
Mehrwertsteuer forderten. Dabei lagen dem Rat die jeweils einstimmig gefällten
Anträge der KVF-SR vor, gemäss welchen die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG)
anzunehmen sowie die Motion der KVF-NR abzulehnen und der bis anhin noch nicht
behandelten Standesinitiative des Kantons Genf keine Folge zu geben sei. Im Plenum
begründete Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) diesen Entschluss damit, dass einzig
die offen formulierte Motion Flückiger-Bäni es erlaube, das – zum Zeitpunkt der
parlamentarischen Beratung noch ausstehende – Urteil des Bundesgerichts
umzusetzen. Ein 2017 gefällter Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, der
Einzelklägern Recht gegeben und die Billag zur Rückerstattung aufgefordert hatte, war
vom UVEK weitergezogen worden, worauf sich das Bundesgericht erneut mit der Sache
zu befassen und über die konkrete Verjährung des Rückerstattungsanspruches zu
entscheiden hatte. Mit einer Gegenstimme folgte die Kantonskammer dem Antrag ihrer
Kommission und nahm das Anliegen Flückiger-Bäni als Zweitrat an. 3

MOTION
DATUM: 12.09.2018
MARLÈNE GERBER
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1) AB SR, 2010, S. 593; AB NR, 2010, S. 2146 ff. Zum Bundesverwaltungsgerichtsentscheid: TA, 28.1.10; WW, 28.1.10; NZZ,
1.2.10.
2) AB SR, 2016, prov.; BBl. 2016, S. 6199 ff.; Medienmitteilung BR vom 9.11.15; NZZ, 10.11.15; TA, 14.11.15; NZZ, 4.12.15, 16.8.16
3) AB SR, 2018, S. 636 ff.
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